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Für eine antifaschistische Bundesrepublik 


"Erstmals in der Nachkriegszeit gibt es 
eine reale Chance, den Einstieg in die 
Abrüstung zu erreichen und damit den 
ersten Schritt hin zu einer atomwaffen¬ 
freien Welt zu verwirklichen/ 1 

Diese optimistische Prognose ver¬ 
mittelte der VVN-ßdA-Generalsekretär em 
Beginn seines Rechenschaftsberichtes an 
die Delegierten des Bundeskongresses vom 
29.-31.Mai '87 in Frankfurt/Main. 

Das Haupthindernis für die Errei- 
chung dieses Zieles sei ausgerechnet die 
Regierung der BRD. 

Wie recht Kurt Erlebach mit dieser Fest¬ 
stellung hatte, wurde u.a. am 17.Juni 
bestätigt. Für die "Festredner" war Ab¬ 
rüstung, atom- und chemiefreie Zonen kein 
Thema. Das Wort Frieden scheuten sie wie 
der Teufel das Weihwasser, wie der Volks¬ 
mund sagt. Und der Gastredner in der Bun¬ 
destagsfeierstunde Prof. Fritz Stein (USA) 
fühlte sich verpflichtet vor dem "ver¬ 
lockenden Ostwind" zu warnen. Zugleich 
erinnerte er an die "furchtsame Bewunderung 
der Außenwelt" sprich der westeuropäischen 
Völker, die mit einem "Hauch von Sorge" 


die Politik der Bundesrepublik verfolgen. 
Damit bestätigte der Professor die Fest¬ 
stellung unseres Generalsekretärs."Die 
Völker Europas haben die bitteren Er¬ 
fahrungen der zwei Weltkriege, die in 
diesem Jahrhundert von deutschem Boden 
ausgingen, noch nicht vergessen." 
Bundeskanzler Kohl ist dabei, mit seiner 
Aufrüstungspolitik neue historische 
Schuld auf sich zu laden. 

Nicht vergessen haben die Völker und die 
Antifaschisten die Parolen, mit denen 
die Rüstungsschmieden und Militaristen 
die letzten zwei Weltkriege auslösten. 

Die Einheit aller Deutschen be¬ 
schwor der Kaiser mit den Worten: Ich 
kenne keine Parteien mehr, ich kenne nur 
noch Deutsche, und gab den Befehl zum 
Einmarsch in Frankreich, Ein Volk, ein 
Reich, ein Führer, mit dieser Parole über 
fiel das Naziregime erst das deutsche, 
dann die Völker Europas. Der militär¬ 
industrielle Komplex wollte keinen neuen 
November 1918, darum zerschlug das an 
die Macht gehievte Naziregime alle demo¬ 
kratischen Organisationen - die KPD zu- 


Gedenkveranstaltung auf dem Osterholzer Friehdhof 
am 6,September 1987 um lo.oo Uhr 


Vor 4o Jahren erfolgte durch Wilhelm Kaisen die Grundsteinlegung für 

die Ehrenanlage für KZ-Opfer und Soldaten auf dem Osterholzer Friedhof* 

In den Grundstein wurde eine Urkunde eingemauert. Darin steht u.a.: 

"Von Trägern dernationalsoz falls tischen Staatsgewalt, ohne Verfahren und ohne Recht 
genordet, ruhen hier die Aschen der sterblichen Überreste von 577 Personen* Entgege- 
gen den Anordnungen der Machthaber sicherten menschlich denkerde Beamte diese Asche, 
die befehlsgemäß in alle Winde verstreut werden sollten* Die Namen der Opfer sind 
bekannt, konnten aber auf den Urnen damals nicht eingetragen werden* Namenlos sind 
sie jetzt, deren Heimat fern dieser Stätte liegt. Der Tod vereint brüderlich FranzO“ 
sen und Deutsche, Italiener und Russen, Balten und Polen, Jugoslawen und Norweger, 
Dänen und Holländer, Angehörige fast aller europäischen Völker *" 

Die VVN-Bund der Antifaschisten fordert anlässlich des 4o,Jahrestages 
der Grundsteinlegung zu dieser Ehrenanlage alle demokratischen Kräfte 
auf, diese Veranstaltung zu unterstützen und sich daran zu beteiligen. 






erst, dann die Gewerkschaften und dann 
die SPD, Damit war klar:"Ein Volk" ist 
eine Phrase,denn ein Teil des Volkes wur¬ 
de verfolgt, eingesperrt, vernichtet. 

Mißtrauen weckte die Parole, 
"Einheit und Freiheit für alle Deutschen", 
die die Ministerin für innerdeutsche Be¬ 
ziehungen Dorothee Wilms (CDU) als offi¬ 
zielle Politik der Regierung bestätigte. 

Die Regierungsamtlich beschworene Ein- 
heit aller Deutschen ist innenpolitisch 
irreal. Die 110.000, die am 13.Juni in 
Bonn für den Frieden demonstrierten, 
waren nur die Spitze der anderen Bundes¬ 
republik. Und außenpolitisch? Die be¬ 
schworene Einheit aller Deutschen ist 
ebenso verlogen wie die gescheiterte 
Adenauerpclitik von der Befreiung der 
"Ostzone", 

Stattdessen hat die Friedensbewegung 
die Entspannungspolitik durchgesetzt, 
die zur Anerkennung der nach 1945 ent¬ 
standenen Grenzen und der DDR durch die 
Bundesrepublik führte. Die Verträge sind 
rechtgültig und können nicht durch ein 
innerdeutsches Ministerium weggewischt 
werden. Das sehen nicht nur wir Anti¬ 
faschisten so, das erkennen auch die 
Völker. 

Diese Stimme der Völker wurde auf unserem 
Bundeskongreß durch die Vertreter der 
71 Antifaschistischen Widerstandsorga¬ 
nisationen aus 26 Ländern, einschließ¬ 
lich Israels dokumentiert. Sie würdig¬ 
ten unseren lebensnotwendigen Kampf gegen 
Faschismus und Krieg. Die Anerkennung 
unserer antifaschistischen Tätigkeiten 
wurde auch durch die Teilnahme von Ver¬ 
tretern aller demokratischen Organisa- 


Ein Relikt für das Museum 
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. Gedenke der Brüder,. ?! 
Bremer nehmen dieses Relikt 
geistigen Denkmu i‘■Schutzes 

wohl kaum noch wahr, dieses 
Relikt aus der Zeit der kalten 
Krieger und falscher nationa¬ 
ler deutscher Traume. Aber, 
diese Schrift ist (in prädesti¬ 
nierter Stelle angebracht, am. 
Giebel des ,, Deutschen Hau¬ 
ses“ dort „ wo sieh attch schon 
mal die Konservative Aktion 
versammelt. Und — diese 
Schrift präsentiert sich fast je¬ 
dem Bremen-Besucher: Sie 
zeigt direkt auf den Markt¬ 
platz, direkt hinter Rolands 
Rücken, Da taucht dann doch 
die Frage auf wie zeitgemäß 
diese Aussage eigentlich noch 
heute ist? W£wm werden diese 
Buchstaben also endlich de¬ 
montiert? Dieses besonder 
deutsche ABC gehört allenfiiK^ 
in ein Museum — mit entspre¬ 
chend soziüihistört scher Er¬ 
läuterung — aber nicht auf den 
Bremer Marktplatz. 


Demokratische Gemeinde Iftü7 


tionen der Bundesrepublik ausgesprochen. 
Diese Tatsache bestätigen die veränder¬ 
ten Rahmenbedingungen, erfolgreich für 
eine antifaschistische Bundesrepublik 
zu wirken. Das überarbeitete und vom 
Bundeskongreß beschlossene Qrientierungs- 
und Aktionsprogramm ist die unverzicht¬ 
bare Leitlinie für unseren selbständi¬ 
gen Beitrag. 

W.H. 


Wahlrecht 

Neofaschistische und rechtskonservative 
Gruppierungen versuchen, die Angst vor 
unseren ausländischen Mitbürgern zu schü¬ 
ren, um sie abzulenken von den wahren 
Ursachen für die tiefe wirtschaftliche 
Krise. Der offene Rassismus stellt je¬ 
doch nur die Spitze des Eisberges dar. 

Das Ausländergesetz von 1965 ist 
das erste Notstandsgesetz, verabschiedet 
Monate vor den Sicherstellungsgesetzen, 
ein dauerhafter Notstand ohne jegliche 
Gefahr für innere oder äußere Sicherheit. 
Nach der Durchführungsverordnung haben 
die Behörden nur dann grünes Licht zur 
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, 
wenn Belange der BRD nicht beeinträchtigt 
werden. "Insbesondere auch Gründe poli¬ 
tischer und wirtschaftlicher Art sowie 
Belange des Arbeitsmarktes (sind) zu be¬ 
achten. "Während unsere ausländischen 
Mitbürger sich in Sozialverhalten, Kon¬ 
sumansprüchen und Grundbedürfnissen zu¬ 
nehmend ihrer Umgebung anpassen, ist 


ihre rechtliche Lage gefährdeter denn 
je. Ausweisungen oder Abschiebungen wegen 
Inanspruchnahme von Sozialhilfe, Tod des 
Ernährers oder unzureichendem Wohnraum 
sind üblich. Sie stellen Verletzungen 
des Menschenrechts dar. 

In Vorbereitung weitergehender Empfeh¬ 
lungen der Bund-Länder-Kommission hat 
Zimmermann 1983 die terroristische türki¬ 
sche Organisation Devrimci Sol verboten. 
In der Verbotsverfügung hieß es unter 
anderem:"Sicherheitsgefährdende Aktivi¬ 
täten gingen im wesentlichen von ex¬ 
tremistischen Organisationen aus, deren 
Agitation sich zunehmend gegen Bestand¬ 
teile deutscher Politik richtet: 

- Die BRD als Nato Bündnispartner der 
Türkei, 

- deutsche Militär- und Wirtschaftshilfe 
für die Türkei, 

- Ausländerrecht und Ausländerpolitik". 
Die schon erwähnte Kommission Ausländer¬ 
politik empfahl auf ihrer Sitzung die 






fl Einführung eines gesetzlichen Verbots 
für bestimmte Formen der politischen Be¬ 
tätigung (z.B. Versammlungen, Demonstra¬ 
tionen f Flugblattaktionen) mit der Mög¬ 
lichkeit für die Behörden, im Einzelfall 
Ausnahmen zuzulassen 11 . Das war vor 4 
Jahren. Heute fordern Staatsdiener wie 
jener Gauweiler, Aidsverdacht oder Dro¬ 
genabhängigkeit bei Ausländern solle re¬ 
gelmäßig zur Ausweisung führen. Im Kern 
geht es diesen rechtskonservativen Krei¬ 
sen gar nicht um Drogenabhängigkeit oder 
Verbrechensbekämpfung, sondern um einen 
autoritären Obrigkeitsstaat, um das innere 
Feindbild. Schubladengesetze der 60er 
Jahre sollen Gesetzesrang erhalten. So 
sollte 1965 ein Aufenthaltsregelungs¬ 
gesetz die Bundesregierung ermächtigen, 
"die freie Wahl des Aufenthaltsortes 
zu beschränken... wenn die Bundesregie¬ 
rung festgestellt hat, daß Beschränkung 
an.,,den Umständen nach dringend er¬ 
forderlich sind 11 . Mit dem Ausländerge¬ 
setz ist ein dauerhafter Notstand schon 
seit Ober 22 Jahren Wirklichkeit. 
Zimmermanns Pläne, die politischen Suße- 
rungsmöglichkeit von ausländischen Mit¬ 
bürgern der polizeilichen Genehmigung 
zu unterwerfen, bilden die Voraussetzung, 
um scheibchenweise jegliche Vereinsrechte 
einzuschränken. 

In der Tradition des Maisofortprogramms 
der Bremer "Kampfgemeinschaft gegen den 
Faschismus" handeln wir, wenn wir klar 
und unzweideutig aussprechen, daß wir 
das uneingeschränkte Recht auf Asyl for¬ 
dern, die Aufhebung des Asylverfahrens¬ 
gesetzes von 1982, die Aufhebung des 
Ausländergesetzes von 1965, die Aufhebung 
des Paragraphen 19 des Arbeitsförderungs- 
nesetzes von 1974, das uneingeschränkte 
rbeits- und Aufenthaltsrecht, das unge¬ 
hinderte Recht auf freie und politische 
und gewerkschaftliche Betätigung aller 
Demokraten, das Niederlassungsrecht, 
das Wahlrecht. 

Um ihrem Anliegen heute Gehör zu ver¬ 
schaffen, fordert die Kampagne "ein 
Mensch - eine Stimme" in Bremen des 
Bürgerschaftswahlrecht für diesen Herbst. 
Wenn auch die Bürgerschaft am 12.5, das 
Thema in die Deputation für Inneres ver¬ 
lagert hat, werden die Unterzeichner 
und Unterstützer dieser Kampagne darauf 
sehen, daß es auf der Tagesordnung bleibt, 
bis es für ausländische Mitbürger keine 
diskriminierenden Sondergesetze mehr 
gibt. 


Kampf gegen Rechtsentwicklung 
und Neofaschismus! 

An dieser Stelle veröffentlichen 
wir Beschlüsse der DGB-Kreisvor- 
stände Bremen und Bremerhaven- 
Wesermünde und des GEW LandesVor¬ 
standes Bremen: 

Die Vorstände der VGB-Kreise Bremen and 
Bremerhaven-Wesermande haben sich auf 
ihrer gemeinsamen Sitzung am 30,3. 1987 
mit dm Thema "Kommunales WakZ.fi eckt für 
auständische Mitbürgerinnen and Mitbür¬ 
ger" belaßt. 

Es wurde Einigkeit darübe .4 erzielt, daß 
die Einbeziehung der ausländischen Ar¬ 
beitnehmer and ihrer Familien in die po¬ 
litischen Entsckeidungsprozesse auf der 
kommunalen Ebene als eine de4 größten 
Herausforderungtn für die demokratische 
Entwicklung unserer Gesellschaft ange¬ 
nommen und verwirklicht werden müsse * 

Eine große Einwohnergruppe, die sich 
zum west überwiegenden Teil seit mehr als 
10 Jahren in der Bundesrepublik aufhalte 
und hier ihren iebensmittelpunkt habe, 
dürfe nicht autf Patte* von demokratischen 
Entsckeidungsprozessen ausgeschlossen blei¬ 
ben, da dies langfristig die Gefahr der 
Heranbildung eines Apartheidsystems im 
Herzen Europas mit allen negativen Folgen 
in sich berge. 

Zur Integration ausländischer Arbeitneh¬ 
mer und ihrer Familien in die Gesellschaft 
fordern die beiden VGB-Kreise von daher 
die sofortige Einführung eines kommunalen 
Wahlrechts für diese Bevotkerungsgruppe. 


Mit Empörung nehmen die Vorstände der VGB- 
Kreise Bremen und Bremerhaven-Wesemünde 
zur Kenntnis , daß neonazistische Gruppen 
in Bremen und Bremerhaven in jüngster Zeit 
verstärkte Aktivitäten entwickeln. Wir 
werden jedoch nicht zulasstn , daß diese 
Gruppen ungehindert ihre Hetze gegen aus¬ 
ländische Mitbürger, Gewerkschaften, Demo¬ 
kraten und Friedensfreunde fortsetzen kön¬ 
nen. 

Wir wollen, daß Bremen und Bremerhaven 
Städte der Freundschaft mit den ausländi¬ 
schen Mitbürgern und der Völkerverständi¬ 
gung sind. 

In der zu erwartenden Kandidatur der neo¬ 
nazistischen "Freiheitlichen Deutschen 
Arbeiterpartei"\FA?) und der "Deutschen 
Volkstiste"{VVi}, die von der NPD und VIfU 
neu gegründet worden ist, sehen wir eine 
ernst zu nehmende Gefahr für das antifa¬ 
schistisch-demokratische Klima in unseren 
Städten . 

Es ist unerträglich, wenn Kolleginnen und 








Kollegen, die bei der Bundespost beschäf¬ 
tigt sind, gezwungen w ierden, dm bremi¬ 
schen Bürgerinnen and Bürge/tn Hetzbriefe 
der DVU zuzustellen. 

Alte and neue Nazis dürfen im Land Brmm 
keine Chance, haben! 

Deshalb fordem wir von dm Bürgerschaft 
and vom Bremer Senat 

* antm Nutzung atim gegebenen Möglich¬ 
keiten das Verbot and die Auflösung 
von FAP/ WPP, VVU and anderer neofa- 
schistiscker Organisationen darchzu- 
setzen, 

- die Unterbindung neofaschistischer 
Propaganda and 

- keine Vergabe von Räumen and öffent¬ 
lichen Plätzen an neue and alte Nazis, 

Mit WaefuiuLck fordern wir die Nichtzu¬ 
lassung von FAP und VVL zur Bürgerschaft a- 
wähl. 


1. Die GEW Bremen nimmt mit Bestürzung und 
Empörung die Entwicklungen zur Kenntnis, 
die im neofaschistischen und rechtskon¬ 
servativen politischen Spektrum erkennbar 
geworden sind. 

- Daß Mitglieder einer faschistischen 
Organisation, die sich formalrechtlich 
Partei nennen darf (FAP), mit eindeuti¬ 
gen Attributen der Nationalsozialisten 
in der Öffentlichkeit auftreten dür¬ 
fen und daß Bremer Polizisten dabei 
massiv gegen Gegendemonstranten Vor¬ 
gehen, ist mit dem antifaschistischen 
Auftrag des Grundgesetzes und der Lan¬ 
desverfassung nicht vereinbar, 

- Daß die rechtskonservativen und neo¬ 
faschistischen Parteien in Bremen bei 
der Bundestagswahl 1987 75% an Stim¬ 
men zulegen konnten, zeigt das große 
Potential, das diese "Parteien" aus¬ 
schöpfen wollen. Zu diesem Zweck soll 
für die Bürgerschaftswahl ein Wahlbünd¬ 
nis eingegangen werden. Die hieraus 
entstehenden Gefahren sind nicht zu 
unterschätzen - auch der historische 
Faschismus hat klein angefangen, 

- Die sogenannte "Historikerdebatte" 
hat eine Umdeutung der faschistischen 
Vergangenheit Deutschlands zum Ziel 
und ebnet einem neuen unbeschwerten 
Nationalismus als Identifikationsmög¬ 
lichkeit für die von der Krise beson¬ 
ders Betroffenen den Weg. 

2, Diese und weitere Ereignisse und Ent¬ 
wicklungen fordern jeden Gewerkschafter 
und Antifaschisten heraus, insbesondere 


Lehrer/innen und Erzieher/innen, Die 
GEW wird 1987 und 1988 verstärkt den 
Kampf gegen die Rechtsentwicklung auf¬ 
nehmen, Zu diesem Zweck startet sie an 
den Schulen eine Offensive gegen neofe- 
schistische und rechtskonservative Ten¬ 
denzen. Der LV wird beauftragt, 

- Unterrichtsmaterialien bereitzustellen 
oder zu entwickeln - auch in Zusammen¬ 
arbeit mit anderen antifaschistischen 
Organisationen - und Empfehlungen für 
die Behandlung der Themenkomplexe zu 
entwicklen, 

- erneut Fortbildungsveranstaltungen beim 
WIS zu initiieren, 

- beim Senator für Bildung, Wissenschaft 
und Kunst die Erarbeitung von Unter¬ 
richtsmaterial zu bewirken, 

-die Forderung der GEW vom 23.4,85(1) 
nach einem Dokumentationszentrum wei¬ 
terhin mit Nachdruck zu vertreten und 
nach weiteren Bündnispartnern für die 
Realisierung der Forderung insbeson¬ 
dere bei anderen Gewerkschaften zu 
suchen, 

- mit Blick auf die Bürgerschaftswahlen 
sofort auf ein breites gewerkschaft¬ 
liches Bündnis hinzuwirken zur Verhin¬ 
derung einer Wahlbeteiligung der Neo¬ 
faschisten bzw. mit dem Ziel, Zusam¬ 
menhänge und Folgen der politischen 
Vorstellungen dieser "Parteien" darzu¬ 
stellen und in der Öffentlichkeit zu 
vermitteln. 

- eine BGSV mit diesem Thema rechtzei¬ 
tig vor der Bürgerschaftswahl abzu¬ 
halten. 

Alle Betriebsgruppen werden aufgefordert, 
Vertreter/innen in den Arbeitskreis Neo¬ 
faschismus zu entsenden, um hier ein 
schlagkräftiges Gremium zur Durchsetzung 
der beschlossenen Maßnahmen zu bilden. 

Einstimmiger Beschluß des Landesvor¬ 
standes der GEW vom 9,6,87 


Achtung! 

Urteilsverkündung im 
Privenau (FAP) Prozess 
am 17,Juli im Amtsgericht 
Treffpunkt: , 

13.3o Uhr vor dem Amtsge¬ 
richt. Transparente und 
Unterschriftenlisten mit¬ 
bringen! 














Gedenken, Erlebnisse und Lehren 
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Au* Anlaß des 45. Jahrestages de.* Ver¬ 
nichtung von Lidice tragen sich vom 
31.5. - 5.6.19S7 30 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer, aus der CSSR und BRV, dazu 
zwei Gäste aus de* WR, zum Seminar de* 
Lidice-Initiative in de* CSSR, diesmal 
600km östlich von Prag in Banska Bystrica. 
Vie Wahl dielet, Ortes, Zentrum de.s Sto- 
wa.kiic.hen UatiomiaufStandes von 1944, 
wo.* nicht zufällig, iondern bedeutete 
eine inhaltliche Bereicherung und er- 
Signete neue Perspektiven durch ein¬ 
gehende Kem&nlernen der Ereignisse, 

Orte und Gedenkstätten de& ilowakiichen 
antifaschistischen Widerstandskampfes. 
Tagungilokal war dal Hotel und Betriebs- 
erholungiheim Vonovaly, idyllisch auf. 
eenem Bergsattel der Niederen Tatra ge¬ 
legen, wo ln unmittelbarer Umgebung zu¬ 
gleich eine bedrückende Füll.e von Rui¬ 
nen und Gedenkitätten ali Spuren der iei¬ 
ner zeit von deut.ichen und ilowakiichen 
F aichiiten begangenen Maiienvernichtung 
lebendig lind - 19 Vörie* waren im Land- 
k*eii auigelöicht worden. So war, wie 
iteti bei den Seminaren de* Lidice-Ini¬ 
tiative, die Geichichte wieder Ort und 
Hintergrund iür dai Nachdenken über Hand- 
lungipenpektiven zu "Völkerverständigung, 
Vertrauernbiidung, Abrüstung", wie dai 
Generalthema der Seminare ieit Jahren 
lautet. Speziellei Thema war dieimal die 
Präge "Sind Faschismus und Nationalso¬ 
zialismus her ein überwunden?" Hierzu 
iprach der Historiker Prol.Vr. Kurt 
Pätzold, Berlin/VVR. Pätzotd arbeitete 
beionden die untenckiedlichen Begriffe 
von Staat, Nation und Nationalität im 
Sozialismus und in den nicht-sozialis¬ 
tischen Ländern heran mit den lick da- 
raui ergebenden Chance.n und Gefahren. 

Vr. Vladimir Novak Mitarbeiter des In¬ 
stituts für internationale Beziehungen 
ln Prag, beleuchtete das Thema aus 
tschechoslowakischer Sicht und verband 
dies mit einem eindrucksvollen Plädoyer 
ifär die Realliierung der neuen weit¬ 
gehenden sowjetischen Abrüstungsvor- 
ichtäge und für die Umsetzung du neuen 
Venkens ln allem gesellschaftlichen Be¬ 
reichen. Ver Konrektor der Universität 
Bremen, Prof, Vr. Chrlitlan Marzahn, 
sprach Über den "Umgang mit Fremden - 
von den Hugenotten bis zu den sog. 
Gaitarbeltertn" und deutete dabei als 
Perspektive die Vision einer multlkul- 
turellen Gesellschaft an. 

Vie Vlskuislon während des Seminars wur¬ 
de offen und leidemchaftllch und, z.B. 
ln den Fragen der weiteren Entwicklung 
der gesellschaftlichen Systeme, auch 
kontrovers geführt. 

Zu den unmittelbaren Seminarbesprechun¬ 


gen kamen zahlreiche Begegnungen auf 
gesellschaftlicher und kirchlicher Ebene: 
ein Abend mit Repräsentanten des Mittel- 
slowakischen Bezirks, des Kreises Banska 
Bystrlca und des Friedensrates zum Thema: 
"Antifaschistische Traditionen der Gegend 
um BanskaBystrica - Geschichte und Gegen¬ 
wart", ein festlicher, gut besuchter 
Gottesdienst ln der evangelischen Kirche 
mit Senior Vr. J an Vublny und Predigt 
von Vr. Ernst Uhl aus Bremen, ein Besuch 
von antifaschistischen Gedenkitätten 
in und in der Umgebung von Banska 
Bystrica, eine Begegnung und ein Rundge¬ 
spräch mit Jugendlichen über gemeinsam 
interessierende Fragen der Jugend in 
den unterschiedlichen Gesellschaftssys¬ 
temen. Besonders herzlich war der Em¬ 
pfang beim Besuch der Landwirtschaft¬ 
lichen Produktionsgenossenscakft Setze 
- Begrüßung mit Salz und Brot durch 
Frauen in slowakischer Volkstracht, ein 
überaus aufgeschlossenes, lebendiges, 
lehrreiches Gespräch und ein orginelles, 
bodenständiges Folktoreprogramm, von 
Bäuerinnen und Viehhirten dargeboten. 

Weiterhin gab es eine Ehrung des 
im antifaschistischen Widerstandskampf 
gefallenen evangelischen Seniors Bakoss, 
sowie einen Empfang beim katholischen 
Bischof Vr. Josef F eranec. 

Beendet: wurde das Seminar in 
Udice selbst mit einer feierlichen Kranz¬ 
niederlegung und einem herzlichen Em¬ 
pfang durch die in Bremen nicht, unbekan¬ 
nte Bürgermeisterin von Lidice, Marie 
Jarosova. Vas ganze Seminar Stand sehr 
stark auch unter dm Aspekt Lidice. Vies 
wurde durch die Teilnahme von Frauen 


Wunsch einer alten Kameradin 

Unsere Kameradin Hanna Erdmann regt in 
einem Brief an, Treffen von alten und 
jungem Kameradinnen zu organisieren. In 
diesm Brief heißt es u.a. "Es ist ja 
seM schön und gut., daß die VVN so viele 
Mitglieder hat, die gegen Faschismus 
kämpfen. Wir Alten aber, die wir hilflos 
geworden sind, stehen jetzt auf einem 
Abstellgleis. Ohne uns wäre doch nie eine 
VVN gegründet worden. Kennen denn die 
neuen Mitglieder alle alten Verfolgten 
persönlich? Wir sind dock das Fundament 
und jeder alte Verfolgte hat eine ande- 
re Verfolgung durchgemad’ii. vies persön¬ 
lich zu kören, wäre doch sehr nützlich." 
Hier sind die Vorstände aufgef ordert, 
solche Wünsche und Bedürfnisse ernst zu 
nehmen und sie organisatorisch {Orts¬ 
und Tejtminangabe, Abholdienst) abzusick- 
£4 nl 




aus Lidice am Seminar unterstrichen. 
Insgesamt setzten sich die Sminarteil- 
nehrnre*t aus unterschiedlichen Organisa¬ 
tionen and I nStitutionen zusammen. Fäh 
die Bundesrepublik waren vertreten: 

Ver Smot der Freien Hansestadt Bremen* 
Universität Bremen, DGB, WbS-BdA, Lan¬ 
desjugendring, Betriebsrat des Stahl¬ 
werkes Ktöckner, Bürgerschaftsfraktion 
der SPV f VKP, F riedensforum, Abrüstungs¬ 
initiative Bremer evangelischer Kirchen- 
gemeinden. 

Außerdem nahm ein Student der Univer¬ 
sität Hamburg tei. Fäh die CSSR weihen 
beteiligt: die g Werks chaetliche Organi¬ 
sation, das Tschechoslowakische Fliedens- 


Lidice soll leben 

"Lidice shall live"! Unter diesem Motto 
wurde 1942 in Großbritannien eine Soli¬ 
daritätsbewegung mit dem böhmischen Dorf 
Lidice geboren. Ein Dorf, dessen Ein¬ 
wohner am 10. Juni 1942 von den deutschen 
SS-Truppen ermordet oder in KZ's abtrans- 
portiert wurden* Das Dorf selbst wurde 
restlos zerstört. 

"Lidice lebt" stand auf einem Transpa¬ 
rent von jugendlichen Chilenen aus dem 
Freizeitheim in Osterholz-Tenever, wäh¬ 
rend einer Veranstaltung der Bremer 
Lidice-Initiative. Mit diesem Hinweis 
wurde darauf hingewiesen, daß sie - und 
mit ihnen viele Bremerinnen und Bremer - 
nicht gewillt sind, das Massaker, das 
vor 45 Jahren stattfand, zu vergessen. 

Sie werden sich dafür einsetzen, daß so 
etwas nicht wieder passiert! Die Lidice^ 
Initiative wird deshalb immer wieder 
solche Veranstaltung durchführen, die 
dazu dienen, am Beispiel Lidice, aufzu¬ 
klären und für die Zukunft zu lernen. 

Auf der Veranstaltung am 10,6,87 
sprach Senator Kröning als Vertreter des 
Bremer Senats und Klaus Jakubowski, als 
Sprecher des Friedensforums, und der Bot- 
schaftsrat Herr RoSboud. 

Letzterer wies in seiner Rede die Angriffe 
des Entwicklungshilfeministers Klein am 
"Tag der Sudetendeutschen" zurück. Er 
forderte die Lidice Initiative und alle 
Anwesenden auf, die Wahrheit über Lidice 
zu verbreiten und nicht - wie Klein - 
Ursache und Folge umzudrehen. 

Senator Kröning, der ausdrücklich 
betonte, im Auftrag des Bremer Senats 
an dieser Veranstaltung teilzunehmen, 
ging in seinem Beitrag ausführlich ein auf 
die Notwendigkeit aufklärerischer Arbeit, 
insbesondere der Jugend. Weil die Lidi¬ 
ce Initiative u.a. dieses Ziel verfolgt, 
wird der Bremer Senat, laut Kröning, die 
Aktivitäten der Initiative auch in Zu¬ 
kunft weiter unterstützen und unterstrich 
ihre besondere politische Bedeutung neben 


kowitee, den. B und antifas chistis eher 
Widers tandkämpfeji f den. Tschechoslowa¬ 
kische Frauenbund , Vertreten, der Christ¬ 
lichen Friedenskonferenz und die schon 
genannten Vertreterinnen von Lidice , 

Ein nächstes Lidice-Seminar ist für 19 SS 
tn Bremen vorgesehen - voraussichtlich 
unter der Thematik >f Sozialökonomische 
Aspekte in Ost- und Westeuropa". Außer¬ 
dem liegt von der Christlichen Friedens¬ 
konferenz in der WR für 1989 eine Ein¬ 
ladung nach Ravensbrück vor, wo seiner¬ 
zeit die Frauen von Lidice im Kl inhaf¬ 
tiert waren. 

Ernst Uhl 


der Deutsch-Tschechoslowakischen Freund¬ 
schaftsgesellschaft in Bremen, Außerdem 
wird in nächster Zeit ein angemessener 
Platz in Bremen nach Lidice umbenannt 
werden. Allerdings ging er nicht so weit, 
diesen Ort zu konkretisieren im Hinblick 
auf dem von der Lidice Initiative vorge¬ 
schlagenen Platz an der Ecke Contres- 
carpe/Schillerstraße. 

Klaus Jakubowski (Friedensforum) ging 
ein auf den Zusammenhang, der besteht 
zwischen den "großdeutschen Ansprüchen" 
wie sie am Pfingstwochenende von den 
Sudentendeutschen angemeldet wurden und 
den Wunschtraum bestimmter CDU/CSU-Poli- 
tiker eigenen Atomwaffen zu besitzen, 
weshalb man auf eine doppelte -Null- 
Lösung auch nicht eingehen will. 

Außerdem forderte Jakubowski den 
Bremer Senat auf, alle rechtlichen Mittel 
auszuschöpfen und darüber hinaus poli¬ 
tische Akzente zu setzen, um die Wahl¬ 
kandidatur und damit verbundene Propa¬ 
ganda neofaschistischer Parteien zu 
verhindern. 

Für die VVN/BdA, die aktiv in der Lidi¬ 
ce Initiative mitwirkt, wurde bei dieser 
Veranstaltung deutlich, daß sie sich 
verstärkt in die Diskussion um obenauf¬ 
geworfene Fragen einbringen muß. Dadurch 
kann u.a. erreicht werden, daß solche 
Angriffe, wie sie von Minister Klein 
und anderen gekommen sind, sofort über 
Leserbriefe und Presseveröffentlichungen 
zurückgewiesen werden. Es gibt keine 
"offene sudetendeutsche Frage" und auch 
keine "offene deutsche Frage”. Deutsch¬ 
lands Grenzen wurden aufgrund seiner 
faschistischen Okkupationspolitik - und 
am Beispiel Lidice wird uns das noch 
mal grauenhaft vor Augen geführt^- von 
den Siegermächten geändert. Realitäten 
sind eingetreten und dürfen nicht ver¬ 
ändert werden, 

Lidice wird weiterleben und zwar unter 
der Fahne der heutigen CSSR! 



"Der Deserteur" bleibt aktuell 


* 


Mai "87 gabs wiedert zwei Anlässe übe*t 
das Denkmal im Gustav-Heinemann Haus, 
Vegesack, zu diskutieren: zum einen 
[au|S Anregung der CPU) im Bundestag, 
zum anderen beim Friedens£est im Gröpe - 
linger öktenkoh* 

Wir vz>iöfätntlidim an dieser Sieiie 
die Sieüuttgjtafime von Schuiern einest 
8, Kiasse zum Penfemai; 

Mai ganz aügemein 

Ein Stein des Anstoßes sollte £4 werden, 
das "Vznkmat tfür den unbekannten Deser¬ 
teur" im Gustav-Heinemann Haus in Bremen 
Vegesack, 

Und so einer ist £4 ja dann auch gewor¬ 
den! Viele sehen in diesem Venkmat eine 
Ehrung des "feigen Vaterlands Verräters" 
aus dem letzten Weltkrieg. 

\ber kaum jemand sieht den Mai, den die- 

... je Mannes aa^b^iin^en mußten, um ihre 
Meinung [in aüer tf^entiicbkeii) zu 
vertreten. 

Schließlich haben sie doch ihn. Leben 
riskiert, aber da* interessiert heute 
wo bi kaum jemanden mehr. Wenn sich 4cbon 
die Bunde^egie/umg nicht traut, ein 
Vznkmat $är die Deserteure au^zusteiien 
(wo sie doch sonst so großzügig damit 
ist!!!}, warum nimmt sie dann soichen 
Anstoß an dem t/egesacker Penkmai? 

Wo ihnen doch jetzt diese Aufgabe 
von einer Gruppe Männern aus der Gruppe 
"Reservisten verweigern sich" in Eigen- 
arb eit abgenommen wurde. leb meine; Muß 
man denn sovcei Aufhebens um ein Penk¬ 
mai machen, das niemandem etwas tat, 
außen an die (/ergangenheit zu erinnern, 
die die meisten Westdeutschen noch nicbi 
/erdaut haben? 

" Elltt mich sind nicht Wehrdienstverweige¬ 
rer öden Fahnenitüchtlinge heige, son¬ 
dern die Leute, die nicbi eigentlich 
ihre negative Meinung äußern, 6andern 
das Denkmal in einen, Macht- und Nebei- 
aktion beschädigen* 

Oden, Mitglieder and Angehörige der Grup¬ 
pe "Reservisten verweigern sieb 11 mit 
Telehonterror 6o belästigen, daß sie 
Potizeischutz beantragen müssen. 

Sind das nicbi die wirklichen Feiglinge? 

Wiebke Helmke 
R Sb 


Mitteilung 

Um die Auseinandersetzung zum Denkmal 
"unbekannter Deserteur” für alle Inter¬ 
essierten zu verdeutlichen, hat die 
Gruppe "Reservisten verweigern sich" 
eine umfangreiche Dokumentation heraus¬ 
gebracht. Diese ist zum Preis von 
DM 6,- bei der WN/BdA erhältlich. 


Der Staat reagiert mit all 6einer Macht 

Der Bruder eines Bekannten unserer Fa¬ 
milie war 1943 Soldat in Föten, Er ver¬ 
ließ seine Einheit, wurde unterweg6 von 
deut6cher Miiitärpöiizei gefaßt und nach 
einem kurzen Verfahren zum Tode verur¬ 
teilt, Der Staat hatte mit all 6 einer 
Macht reagiert, Seine Verwandten sagen 
heute , daß es ihm nicht mehr länger 
möglich war, Soldat zu 6ein. 

Heute , 1987, errichtet eine Handvoll 
Leute, seibsi Reservisten, ein Denkmal, 
das an die Krieg6verweigtrung erinnern 
6oll, Und der Staat reagiert wieder mit 
all 6einer Macht, Was veranlaßt einen 
Menschen zu Friedens zeiten , den Dienst 
an der Wa^e zu verweigern? Was wurde 
mich veranla66en , den Vien6t zu verwei¬ 
gern? Ich sebe dies ganz einfach/ Wo 
niemand schießt, kann auch niemand er¬ 
schossen werden. Wie die Geschickte bis¬ 
her gezeigt hat, hat Gewalt nur Gegen¬ 
gewalt erzeugt. Ein Krieg war die Ur¬ 
sache *Jar den nächsten. Warum ist ein 
gewaltloses Leben ohne Wa^en unter 
Völkern nickt möglich. Ein Ver6uch wäre 
es wertl 

deswegen bin ich iür das Denkmal und 
hur die Leute, die es errichtet haben, 
Mur; Ich tfinde,es steht zu sehr abseits! 
Es soiite mitten auh dem Marktplatz 
stehen 1 Wo ein Goethe oder ein Bismarck 
Platz gefunden haben,hat auch ein 
"Unbekannter Deserteur" Platz! 

Markus Schwimmbeck 

R8b 


Auf der Spur der Moorsoldaten 

Wer jjährt noch mit ? 

Die Gruppe West hat hur den 
23, August 

eine Fahrt nach Papenburg vorbereitet. 

Mach der Besichtigung des Dokumentation ^- 
und Inhormations Zentrums Emslandlager 
werden wir einige der ehemaligen Lager 
unwahren. Gemeinsames Mittagessen ist 
vorgesehen . 

Die Anmeidungen sind bereits so zahlreich, 
daß wir mit dem Bus fahren werden. Es 
sind noch Piätze tfrei. 

Anmeldung im Büro, Tel, 38 29 14 
Kamerad Helmut, Tel, 38 29 47 
Kamerad Hundertmark, Tel, 61 12 62 
Trehhpunkt am 23,8,87 um 8 Uhr am Büro 
Bgm Deichmannstr, 26, 
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